Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1652 


Zweiter Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verteidigung 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Soldatengesetzes 

— Drucksache 1424 — 


A. Bericht des Abgeordneten Merten 


Der Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Ände- 
rung des Soldatengesetzes wurde in der 95. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 20. Januar 1960 an 
den Ausschuß für Verteidigung überwiesen. 

Der Ausschuß hat den Entwurf in seiner Sitzung 
am 28. Januar 1960 beraten und der vom Aus- 
schuß nur geringfügig geänderten Fassung ein- 
mütig zugestimmt. 

Auf Wunsch des Senats des Landes Berlin hat 
der Ausschuß in seiner Sitzung vom 18. Februar 
1960 die Bestimmungen des Gesetzes, die das 
Beamtenrechtsrahmengesetz und das Bundesbesol- 
dungsgesetz betreffen, aus dem Entwurf eines Drit- 
ten Gesetzes zur Änderung des Soldatengesetzes 
herausgenommen, in dem — hier behandelten — 
neuen Gesetz unter dem Titel „Gesetz zur Ände- 
rung des Be^amtenrechtsrahmengesetzes und des 


i Bundesbesoldungsgesetzes'' zusammengefaßt und 
mit einer Berlin-Klausel versehen. Die übrigen Ar- 
, tikel des Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur Än- 
derung des Soldatengesetzes sind in der Drucksache 
1651 behandelt. 

Im einzelnen ist zu bemerken: 

1. In § 125 Abs. 2 des Beamtenrechtsrahmen- 
gesetzes wurde der Fassung des Entwurfs ein wei- 
terer Satz angefügt, der klarstellt, daß der zum Be- 
amten auf Widerruf ernannte Soldat auf Zeit wei- 
terhin die Amts- und Dienstbezüge eines Soldaten 
erhält. 

2. Im Bundesbesoldungsgesetz (§ 45 Abs. 1, § 46) 
wurde eine Anpassung von Fristen vorgenommen. 
In § 47 Nr. 2 wurde eine Besoldung von Soldaten, 
die sich für eine Dienstzeit von mindestens zwei 
Jahren verpflichten, ermöglicht. 


Bonn, den 26. Februar 1960 


Merten 

Berichterstatter 


Drude: Bonner UrLivorsätäts-Buchidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Hoger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1424 — mit der 
neuen Überschrift „Entwurf eines Gesetzes zur An-* 
derung des Beamtenrechtsrahmengesetzes und des 
Bundesbesoldungsgesetzes" in der aus der anlie- 
genden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung 
anzunehmen. 


Bonn, den 18. Februar 1960 

Der Ausschuß für Verteidigung 
Dr. Jaeger Merten 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zu samm enstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Soldatengesetzes 

— Drucksache 1424 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verteidigung 

(5. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 


Artikel 2 

Das Rahmengesetz zur Vereinheitlichung des Be- 
amtenrechts vom 1. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 667) wird wie folgt geändert: 

§ 125 erhält folgenden neuen Absatz 2: 

„(2) Absatz 1 Satz 2 gilt nicht, wenn ein Soldat 
auf Zeit zum Beamten auf Widerruf im Vorberei- 
tungsdienst ernannt wird." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


entfällt hier 

(siehe Zusammenstellung des Ersten Schriftlichen Berichts 
über den von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Soldaten- 
gesetzes — Drucksache 1651) 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Beamtenrechtsrahmenge- 
setzes und des Bundesbesoldungsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Rahmengesetz zur Vereinheitlichung des Be- 
amtenrechts vom 1. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 667) wird wie folgt geändert: 

§ 125 erhält folgenden neuen Absatz 2: 

„(2) Absatz 1 Satz 2 gilt nicht, wenn ein Soldat 
auf Zeit zum Beamten auf Widerruf im Vorberei- 
tungsdienst ernannt wird. In diesem Fall gelten 
§ 49 Satz 2 und § 124 sinngemäß/'. 


Artikel 2 

Das Bundesbesoldungsgesetz vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 993) wird wie folgt geändert: 

1. In § 45 Abs, 1 wird die Jahreszahl „1960" 
durch die Jahreszahl „1965" ersetzt. 

2. In § 46 wird die Jahreszahl „1960" durch die 
Jahreszahl „1965" ersetzt. 
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Entwurf Be schlüssedes 5. Ausschusses 

3. § 47 Nr. 2 erhält die folgende Fassung: 

„2. Soldaten, die sich für eine Dienstzeit von 
mindestens zwei Jahren verpflichten." 


Artikel 3 Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Das Gesetz tritt am 


in Kraft. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1960 in Kraft. 



